
Mit ihrer Übererfüllung erhält der Betrieb einen Anteil 
an den zusätzlich erwirtschafteten Valuten; bei Unter­
erfüllung tritt eine Finanzschuld in Valuta-Mark ein. 
Damit und mit der Bildung des einheitlichen Betriebs­
ergebnisses wird das Prinzip der Eigenerwirtschaftung 
auf den gesamten Reproduktionsprozeß angewendet, 
werden das Außenhandelsmonopol des sozialistischen 
Staates und die materielle Interessiertheit der Betriebe 
an einer effektiveren Außenwirtschaftstätigkeit wirk­
sam miteinander verbunden. Mehrjährige staatliche 
Planauflagen für strukturbestimmende Aufgaben, lang­
fristige Normative für die volkswirtschaftlichen Ziele 
der Effektivitätsentwicklung und verbindliche Plan­

kennziffern und Berechnungsziffern für ©esamtauf- 
gaben des jeweiligen Führungsbereichs (z. B. Export­
produktion, Fertigerzeugnisse für die Versorgung der 
Bevölkerung und Bildung von Reserven) sind daher die 
wesentlichsten staatlichen Führungsgrößen im Perspek­
tivplan auf dem Gebiet der Wirtschaft.
Die Durchsetzung der zentralen Idee des ökonomischen 
Systems des Sozialismus erfordert Langfristigkeit und 
hohe Stabilität der Kennziffern sowie eine rechtzeitige 
Entscheidung der Probleme; sie verlangt zugleich, den 
Perspektivplan zum Hauptsteuerungsinstrument auf 
dem Gebiet der Wirtschaft und den anderen Gebieten 
des gesellschaftlichen Lebens zu machen.
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Sozialistische Gemeinschaftsarbeit
zwischen den Rechtspflegeorganen der Hauptstadt der DDR
Die Bemühungen und Erfahrungen der Merseburger 
Rechtspflegeorgane bei der Entwicklung der sozialisti­
schen Gemeinschaftsarbeit! haben auch bei den Ber­
liner Rechtspflegeorganen in Vorbereitung des 20. Jah­
restages der Gründung der DDR eine breite Bewegung 
und vielfältige Initiative ausgelöst. Die sozialistische 
Gemeinschaftsarbeit kann sich u. E. jedoch nur dann 
als untrennbarer Bestandteil wissenschaftlicher Lei­
tungstätigkeit entwickeln und zu höheren Arbeitsergeb­
nissen führen, wenn ihr Inhalt und die daraus abzu­
leitenden Formen und Methoden von der konkreten 
Situation des jeweiligen Bezirks bzw. Kreises, d. h. vom 
Stand der Arbeit, von den bereits vorhandenen Erfah­
rungen im Zusammenwirken der Rechtspflegeorgane 
und mit den örtlichen Organen usw. ausgehen. Auf die­
ser Grundlage ist es möglich, die Gemeinschaftsarbeit 
auf die wichtigsten und vorrangig gemeinsam zu lösen­
den i n h a l t l i c h e n  Aufgaben zu konzentrieren mit 
dem Ziel, eine höhere Qualität der Arbeit jedes Rechts­
pflegeorgans und damit eine wesentlich höhere Wirk­
samkeit in der Bekämpfung und Verhütung der Kri­
minalität und anderer Rechtsverletzungen zu erreichen.

Merseburger Initiative unter den Bedingungen 
der Großstadt
Unter Beachtung der Merseburger Erfahrungen und der 
Lehren, die wir insbesondere aus dem in Berlin ge­
schaffenen Beispiel des komplexen Vorgehens gegen 
Jugendgefährdung und Jugendkriminalität1  2 gezogen 
haben, sowie unter Berücksichtigung der Bedingungen 
der Großstadt waren für uns bei der Entwicklung der 
sozialistischen Gemeinschaftsarbeit folgende Überlegun­
gen bestimmend:
I. Als untrennbarer Bestandteil» wissenschaftlicher Lei­
tungstätigkeit muß die sozialistische Gemeinschafts­
arbeit planmäßig entwickelt werden. De.shalb muß sie 
von Anfang an durch die Bezirksorgane richtig gelei­
tet werden. Das schließt gleichzeitig die Entwicklung

1 Vgl. Steffens / Heger, „Die Merseburger Initiative und der 
Beitrag der Rechtspflegeorgane des Bezirks Halle zum 20. Jah­
restag der Gründung der DDR“, NJ 1968 S. 481 ff.; Sehostok / 
Peiler, „Merseburger Initiative und Rationalisierung in der 
Arbeit der Gerichte und Staatlichen Notariate“, NJ 1969 S. 358 ff.
2 Vgl. Goldenbaum, „Organisierung des gesellschaftlichen 
Kampfes zur Verhütung der Jugendkriminalität“, NJ 1965 S. 347 
(insb. S. 348); Goldenbaum / Geyer, „Die Verantwortung der 
Gesellschaft für die Verhütung der Jugendkriminalität“, NJ 
1967 S. 398 (insb. S. 400); Goldenbaum, „Gemeinschaftsarbeit im 
Ermittlungsverfahren gegen Jugendliche“, NJ 1969 S. 298 ff.

der Gemeinschaftsarbeit zwischen den Rechtspflege­
organen des Bezirks ein.
2. Damit die sozialistische Gemeinschaftsarbeit meßbar 
zur Erhöhung der Effektivität der Kriminalitäts­
bekämpfung und -Vorbeugung führt, muß sie vorrangig 
auf jene inhaltlichen Aufgaben konzentriert sein, die 
entscheidend die Wirksamkeit der Tätigkeit der Rechts­
pflegeorgane bestimmen; sie ist daher nicht auf das 
Zusammenwirken „am Vorgang“ oder auf die Durch­
setzung des Beschleunigungsprinzips beschränkt.
3. Die Gemeinschaftsarbeit ist zunächst schrittweise zwi­
schen den Rechtspflegeorganen weiterzuentwickeln, muß 
aber zunehmend zur Gemeinschaftsarbeit zwischen den 
Rechtspflegeorganen und den örtlichen Organen der 
Staatsmacht bei der Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit im Territorium und damit zur Durchsetzung 
des Programms der Stadtverordnetenversammlung von 
Groß-Berlin zur weiteren Zurückdrängung der Krimi­
nalität gestaltet werden.
Nach gründlichem Studium der Erfahrungen der Merse­
burger Rechtspflegeorgane an Ort und Stelle wurde 
unter Führung der Bezirksleitung der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands sowie unter unmittelbarer 
Anleitung durch die Rechtspflegeorgane des Bezirks im 
Oktober 1968 damit begonnen, die Gemeinschaftsarbeit 
im Stadtbezirk Berlin-Friedrichshain zu entwickeln. 
Dieser Stadtbezirk wurde ausgewählt, weil hier die 
Arbeitsbedingungen denen der Rechtspflegeorgane des 
Kreises Merseburg ähnlich sind und sich bereits An­
sätze guter Zusammenarbeit entwickelt hatten. Zunächst 
sollten in diesem Stadtbezirk Erfahrungen bei der Ent­
wicklung und Leitung der Gemeinschaftsarbeit gesam­
melt werden, um sie dann schrittweise auf alle Rechts­
pflegeorgane der Hauptstadt zu übertragen. Gleichzeitig 
sollte damit am Beispiel nachgewiesen werden, daß die 
Merseburger Erfahrungen nicht nur von örtlicher, son­
dern von prinzipieller Bedeutung für die Tätigkeit aller 
Rechtspflegeorgane sind und auch unter den Bedingun­
gen der Großstadt angewendet werden können und 
müssen.
Die Entwicklung der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit 
vollzog und vollzieht sich natürlich nicht im Selbstlauf 
und ohne Konflikte. Es wurde zugleich deutlich, daß sie 
in erster Linie eine politisch-ideologische Aufgabe ist, 
die allein mit technisch-organisatorischen Maßnahmen 
— und seien sie noch so gut — nicht zu lösen ist. Wenn
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